N 278. 


Freitag, den 27. November. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 


Abonnementspreis hier in der Expedition 


Portechaiſengaſſe No. 5. 


wie auswärts bei allen Königl. Poftanftalten 
Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


pro Quartal 1 


DanzigerDampfboo 


1863. 


Zuſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit- Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 


Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 


In Berlin: Retemeyer'sCentr.⸗Ztgs.⸗ u. Ann onc.⸗Bür. 
In Leipzig: Illgen & Fort. 

In Breslau: Louis Stangen's Annoneen⸗Büreau. 

In Hamburg-Altona, Frankf. a. M. Haaſenſtein & Vogler. 


DANZIGER DAMPFBOOT. 

Das Abonnement pro December 
hier wie auswärts 10 Sgr. 
Auswärtige wollen sich dircet an 
nusere Expedition wenden. 


Celegraphiſche Depeſchen. 


Frankfurt a. M., 26. November. 
Angek. in Danzig 27. Nov. 8 Uhr 45 Min. Morg. 
Dem Vernehmen nach hat der Bundestagaus⸗ 
ſchuß beſchloſſen, in der Sonnabendſitzung den 
ſofortigen Eintritt der Bundesexeention vor⸗ 

zuſchlagen. 
Paris, 26. November. 

Angek. in Danzig, 27. Nov. 10 Uhr Vormitt. 
Im, Conſtitutionel“ erörtert Boniface dieß Frage 
der Herzogthümer und iſt verwundert über die 
engliſchen Blätter, welche die Mächte zu einem 
Kriege zu Gunſten Dänemarks verpflichten 
wollen. Ohne Zweifel ſei Frankreich durch 
alte Sympathien mit Dänemark verbunden, 
aber auch für Deutſchland habe er aufrichtige 
Sympathien, Neſpect vor dem Willen der 
Völker und dem Recht der Nationalität müſſe 
in der Nefolntion von Seiten Frankreichs den 
Ausſchlag geben. 

Hamburg, Donnerſtag 26. November. 
Unter der holſteiniſchen Geiſtlichkeit iſt die Eides⸗ 
weigerung allgemein; dem Vernehmen nach lehnt 
auch der Biſchof den Eid ab. Von den Mitgliedern 
des höchſten Gerichtes weigert ſich die Hälfte; der 
Präſident will deswegen einen Gerichtsſtillſtand ein⸗ 
treten laſſen. 

Dresden, Donnerſtag 26. November. 
Die Kammer der Abgeordneten hat den Antrag der 
erſten Kammer bezüglich Schleswig⸗Holſteins einſtim⸗ 
mig angenommen; nur iſt in dem Beſchluſſe ſtatt des 
Paſſus „rechtmäßigen Erbfolge“ geſetzt: „rechtmäßi⸗ 
Zen agnatiſchen Erbfolge.“ 

Gotha, Donnerſtag 26. November. 
Herzog Friedrich von Holſtein⸗Schleswig hat beim 
Bundestage Maßregeln zum Schutze der Beamten 
beantragt, die dem Könige Chriſtian IX. den Eid 
verweigert haben. Oberſt du Plat iſt von Hamburg 
hier angekommen, und übernimmt die Leitung der 
Militairangelegenheiten. 

Darmſtadt, Donnerſtag 26. November. 

Die Abgeordnetenkammer hat einſtimmig den Antrag 
von Metz angenommen, den Miniſter Freiherrn von 
Dalwigk ſofort durch den Präſidenten der Kammer 
darum anzugehen, daß er den großherzoglichen Bun ⸗ 
destagsgeſandten nöthigenfalls telegraphiſch anweiſen 
möge, in der auf heute anberaumten (nach einem 
inzwiſchen in Berlin eingelaufenen Telegramm aus 
Frankfurt aber auf Sonnabend verlegten) Bundestags: 
fung für Sequeſtration der Elbherzogthümer, Ans 
erkennung des Herzogs Friedrich und Ergreifung 
der entſprechenden Maßregeln zu ſtimmen. 
München, Donnerſtag 26. November. 
Die Beſchlüſſe einer geſtern abgehaltenen Voltksver⸗ 
ammlung entgegennehmen, erklärte der Staatsmi⸗ 
üter Freiherr v. Schrenk, der Standpunkt der 
len Regierung in der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Angelegenheit ſei unverändert derſelbe, den ſie bisher 
genommen und der namentlich im Jahre 1859 


vom Minifterti bgeordnetenkammer dar⸗ 
gelegt — aus der Abg. 


beträgt 


Wien, Donnerſtag 26. November. 
Die offiziöfe „Generalkorreſpondenz“ läßt ſich aus 
St. Petersburg ſchreiben, daß die Antwort der 
ruſſiſchen Regierung auf die Einladung des franzö⸗ 
ſiſchen Kaiſers zum Congreſſe genau auf dem Stand⸗ 
punkte der übrigen Mächte ſtehe und ſich der Er- 
wiederung derſelben parallel halte. In der ſchles— 
wig⸗holſteiniſchen Frage dürfte ſich Rußland der 
Haltung Oeſterreichs und Preußens anſchließen. Die 
„Generalcorreſpondenz“ bringt außerdem einen Brief 
aus Conſtantinopel, worin mit der größten Entſchie⸗ 
denheit die von den Zeitungen gebrachte Nachricht, 
der Sultan wolle in Perſon den Congreß beſuchen, 
in Abrede geſtellt wird. Die Pforte ſei im Prin- 
zpe der Congreßidee zugeneigt, mache aber dieſelben 
Vorfragen und Kautelen geltend, wie fie von ande: 
ren Seiten her bekannt geworden ſeien. 
London, Donnerſtag 26 November. 

Die „Times“ ſchreiben heute: Geſtern Abend ift die 
unbedingte, doch motivirte und höfliche Ablehnung 
der Einladung zum Congreſſe nach Paris abgegan⸗ 
gen. Die Hauptmächte werden ohne Zweifel dieſem 
Beiſpiel Englands folgen. 

— Der Poſtdampfer „Nova Scotian“ hat New⸗ 
horker Nachrichten v. 14. d. in Londonderry abge⸗ 
geben. Nach dem „Richmond Examiner“ rücken Unio⸗ 
niſten auf der Halbinſel zwiſchen dem Vork River 
und dem Yames River vor und haben auf der 
Straße nach Williamsburg, 40 Meilen öſtlich von 
Richmond, beträchtliche Streitkräfte verſammelt. 

Kopenhagen, Donnerſtag 26. November. 
Der Graf Heinrich v. Reventlow⸗Criminil 
hatte heute eine Audienz bei dem Könige. Die „Ber- 
lingske Tidende“ macht die offizielle Mittheilung, der 
Senat der freien Stadt Hamburg habe erklärt, daß 
daſelbſt ein Werbebureau nicht errichtet ſei, auch nicht 
geduldet werden ſolle. 


777 ͤ KT 
Verſammlung des National⸗Vereins in Berlin 
am 24. November. 


Dieſe Verſammlung gehört zu den bedeutungs⸗ 
vollſten Ereigniſſen der letzten Tage. Wie die Be⸗ 
richte von allen Seiten lauten, war ſie überaus 
zahlreich beſucht und gab einen neuen Beweis dafür, 
daß die Sache, um welche es ſich in derſelben han⸗ 
belte: die Sache Schleswig⸗Holſteins, von einer 
tiefgreiſenden Begeiſterung des deutſchen Volkes ge⸗ 
tragen wird. Unter den Anweſenden der Verſamm⸗ 
lung bemerkte man viele Abgeorduete. Von den 
Ausſchußmitgliedern des National-Vereins waren an⸗ 
weſend: Fries aus Weimar, Metz ans Darmſtadt, 
Ladenburg aus Mannheim und Andere. Den 
Vorſitz führte Fries. Der Abgeordnete Jacobi, 
welcher mit einem Hoch empfangen wurde, verlas 
eine Anſprache des National-Vereins an das deutſche 
Volk und erinnerte an die Worte Schillers: „Nichts⸗ 
würdig iſt die Nation, die nicht ihr Alles ſetzt an 
ihre Ehre!“ — Der Abgeordnete Dunker wies auf 
die Feſte hin, die jlgſt⸗gefelert worden. Heute ſei 
die Lage jener ähnlich, welche die Siege von 1813 
u. 14 im Gefolge gehabt habe. Der Abgeordnete 
Schulze⸗Delitzſch ſagte, der Moment, in welchem 
man jetzt einen Beſchluß faſſen müſſe, ſei eruſt. 
Wenn man ihn aufſchieben könnte, jeder würde dies 
thun und die innern Fragen zuerſt löſen; aber der 
Moment ſei an uns herangekommen, und wenn man 
ihn verabſäume, gehe die Geſchichte über uns zur 
Tagesordnung über. Jetzt oder nie müſſe die Frage 


muthig angefaßt und energiſch zu Ende ge⸗ 
führt werden. Die Anſprache des National⸗Vereins 
an das deutſche Volk, welche in der Verſammlung 
verleſen und einſtimmig beſchloſſen wurde, lautet wie 
folgt: 

„Mit dem Tode des Königs von Dänemark, mit 
dem Regierungsantritt des Erbprinzen von Auguſtenbur 
als rechtmäßigen Herzog von Schleswig ⸗Holſtein trit 
die verbängnißvolle Frage an das deutſche Volk, ob 
es die Schmach dulden will, daß ein deutſcher Bruder 
ſtamm das Schickſal von Elſaß und Lothringen theile? 
— Die deutſche Provinz Preußen war einſt Polen unter 
worfen, Pommern unter ſchwediſcher Herrſchaft, die 
Rheinlande Frankreich einverleibt. Das Schwert unſerer 
Vorfahren bat ſie dem deutſchen Vaterlande wieder 
erobert. Jetzt gilts ein Gleiches für Schleswig⸗Holſte in 
zu thun! Schleswig⸗Holſtein iſt von fremden Kriegs- 
ſchaaren erdrückt; — die eigene Mannſchaft auf däniſchen 
Inſeln fern von der Heimath. Unfähig im Augenblick 
Widerſtand zu leiſten, haben dennoch unſere Brüder 
dieſſeits und jenſeits der Eider dem aufgedrungenen 
Herrſcher die Anerkennung verſagt. Vertrauend erwar⸗ 
ten fie Hülfe und Beiſtand von uns. Mahnend wen. 
den wir uns zunächſt an Euch, deutſche Fürſten! Als 
Söhne des gemeinſamen Vaterlandes — ſeid eingedenk 
der ſchweren Verantwortlichkeit, die auf Euch laſtet, — 
ſeid eingedenk, daß ein Volk viel Unbill verzeihen und 
vergeſſen kann, nimmermehr aber Eins: den Verrath 
feiner Ehre und Freiheit an das Ausland! Wer wird 
in Zukunft Eure eigene Legitimität achten, wenn Ihr 
die Rechte eines legitimen deutſchen Fürſten dem frem⸗ 
den Unterdrücker Preis gebt, — wer wird an Euren Beruf 
zur Führung der Nation ferner glauben, wenn Ihr die 
gerechten Erwartungen des Volks — diesmal — zu 
täufchen im Stande ſeid? Wie aber immer der Entſchluß 
der Fürſten ausfalle, — Euch, Ihr deutſchen Brüder! 
beſchwören wir, ſelbſt zu handeln — jeder an ſeinem 
Platze, jeder mit feiner ganzen vollen Kraft, ohne Rück⸗ 
ſicht auf Sonder- und Partei - Intereſſen einig zu fein 
in der gemeinſamen Gefahr — einig in der gemein⸗ 
ſamen Vertheidigung der nationalen Ehre und Unab⸗ 
bängigkeit. Der National» Verein fordert alle Gemein. 
den, Korporationen, Vereine, Genoſſenſchaften — for 
dert alle Vaterlandsfreunde — die ſich mit ihm zu dem 
großen Werke verbinden wollen, auf, ungeſäumt Geld 
herbei zu ſchaffen — und Mannſchaft, Waffen und alle 
alle Mittel bereit zu halten, die zur Unterſtützung unſe⸗ 
rer Brüder in Schleswig Holſtein erforderlich fein wer. 
den. Die vom National-Berein aufbewahrten Flotten. 
gelder — jetzt, da es gilt, deutſches Küſtenland gegen 
den auswärtigen Feind zu vertheidigen, jept werden fie 
im Sinne der Geber ihre Verwendung finden. Zu dem 
Zweck, den wir verfolgen, bedarf es aber bei Weiten 
größerer Mittel, vor Allem einer ausdauernden Selbſt⸗ 
beſteuerung des Volkes und einer feſten Organiſatiom 
Der National-Berein hat zu dem Ende einen Hülfsaus⸗ 
ſchuß gebildet, deſſen ganze Thätigkeit dieſer Aufgabe. 
gewidmet ſein ſoll. Ihm ſind aus allen Theilen des 
Vaterlandes die eingehenden Gelder zu überweiſen, an 
ibn alle Mittheilungen und Anerbletungen zu richten. 
Deutſche Brüder! In Reden und Liedern habt Ihr 
Schleswig ⸗Holſtein oftmals gedacht, unzählige Gelöbniſſe 
gethan, feſt zu ihm zu ſtehen in der Stunde der Ent⸗ 
iheidung. Rüſtig habt Ihr, Männer und Jünglinge! 
auf Turn- und Schüpenplägen Eure Kraft geübt und 
geſtählt, in großen Zeiten Eure Verhrüderung gefeiert, 
dem beiligen Dienſte des Vaterlandes Euch geweiht. 
Laſſet die Thaten jetzt den Worten entſprechen! Das 
Ausland ſpottet der deutſchen Bedächtigkeit; zeigt, daß 
fein Hohn Euch nicht trifft, daß Ihr feine Drohungen 
nicht achtet, daß, wo es die National-Chre gilt, Ihr auch 
ſeine Waffen und Heere nicht fürchtet. Ihr aber, Män⸗ 
ner in Schleswig⸗Holſtein! harret aus in den Euch bes 
vorſtehenden Tagen ſchwerer Prüfung! mit jener Stand» 
haftigteit, die wir oft an Euch bewundert, barret aus, 
bis die Hülfe kommt, die Eurem Lande zu bringen das 
deutſche Volk Euch und ſich ſelber ſchuldig iſt. 


Berlin, den 24. November 1863. 
Der Ausſchuß des deutſchen National» Vereins, 
R. v. Bennigſen, Vorſitzender. 


Landtag. 
Haus der Abgeordneten. 
8. Sitzung. Donnerſtag, 26. November. 
Präſident: Grabow. Am Miniſtertiſche: Niemand. 
— Die Tribünen ſind ſehr zahlreich beſetzt, die Logen 
nur ſpärlich. 

Der Präſident eröffnet die Sitzung um 124 Uhr. 
Es erfolgen zunächſt geſchäftiiche Mittheilungen, dann 
theilt der Präſident mit, daß die Abgg. v. d. Heydt, 
Wagner und v. Blanckenburg und unterſtützt von 22 Mit- 
gliedern der conſervativen Partei, folgenden Antrag ein⸗ 
gebracht haben: „das Haus der Abgeordneten wolle 
beſchließen: Das Haus der Adgeordneten erklärt ſich 
bereit, in der gegenwärtigen Lage der Erbfolge in den 
Herzogthümern Holſtein Lauenburg und Schleswig der 
Regierung Sr. Maj. des Königs zur energiſchen Wah⸗ 
rung aller Rechte des deutſchen Bundes die erforderlichen 
Mittel zur Verfügung zu ſtellen.“ Derſelbe wird der 
S für Schleswig - Holftein überwieſen. Dann 
ſchreitet man zu dem Beſchluß über die geſchäftliche Be⸗ 
1 der Militairnovelle, da dieſelbe jetzt im Druck 
vorliegt. 

Abg. Dr. Freſe (Minden) ſtellt den Antrag, über 
die Geſetzesvorlage ſofort in die Schlußberathung einzu⸗ 
treten. Das Geſetz liege nun zum vierten Male vor; 
es ſei gegen die letzte Vorlage ganz unweſentlich verän⸗ 
dert und keine Ausſicht vorhanden, daß eine Verſtändi⸗ 
gung zwiſchen dem ‚Haufe und dem Miniſterium eintre- 
ten könne. Die Sache ſei ſpruchreif und die Kommiſſion, 
welche etwa gewählt werde, würde unzweifelhaft aus den⸗ 
ſelben Mitgliedern wie früher beſtehen. Wenn man ſage, 
die Vorberatbung in der Commiſſion werde gründlicher 
erfolgen, ſo antworte er, der kürzeſte Weg iſt der beſte. 

Abg. v. Hennig ſtellt den Antrag, eine beſondere 
Kommiſſion von 21 Mitgliedern zu ernennen. In dem⸗ 
ſelben Sinne äußern ſich die Abgg. Stavenhagen und 
v. Vincke, worauf der Abg. Freſe ſeinen Antrag zurüd- 
zieht und der Antrag des Abg. v. Hennig einſtimmig 
angenommen wird. Die Wahl der Mitglieder der Kom⸗ 
miſſion wird vor der nächſten Plenar » VBerfammlung 
erfolgen. 

Dann tritt das Haus in die Tagesordnung. 
ſetzung der Wahlprüfung. 

Abg. Henrici berichtet über die Wahlprüfungen 
in der 5. Abtheilung in ausführlicher Weiſe und unter 
der größten Unaufmerkſamkeit des Hauſes. Die Abthei⸗ 
lung beantragt, die Wahlen im Kreiſe Straßburg für 
gültig zu erklären, trotz einiger bei den Urwahlen ſtatt⸗ 
gehabten Unregelmäßigkeiten, dagegen die Staatsregierung 
zu erſuchen, einige Urwahlbezirke anders einzutheilen. 

Abg. v. Hennig beantragt dagegen, die Wahl des 
Kreiſes Straßburg für ungültig zu erklären und die 
Staatsregierung aufzufordern, an Stelle derſelben eine 
Neuwahl zu veranſtalten, und zuvor eine andere Ein- 
theilung der Urwahlbezirke dieſes Wahlkreiſes erfolgen zu 
laffen. Als Motiv führt der Referent die unrichtige 
Eintheilung der Wahlbezirke an. m 

Abg. v. Hennig: Die Schuld an der unrichtigen 
Eintheilung der Urwahlbezirke treffe ausſchließlich den 
Landrath v. Young, der in tendenziöſer Weiſe hier ver- 
fahren habe und durch ungeſetzliche Eintheilung und 
Verlegung und Umänderung in den Wahlbezirken das 
Wahlkreſultat herbeigeführt habe, daß weder die liberale 
noch die konſervative Partei, ſondern die Polen bei der 
Wahl geſiegt hätten und der Abg. v. Lyskowski gewählt 
worden ſei. Er bitte, feinem Antrag beizuſtimmen. 

Es ſprechen ferner die Abgg. Kantak für die Gültig⸗ 
keit der Wahl, Faucher unb Großmann für den Hennig⸗ 
ſchen Antrag, Aßmann und Dr. Metzig für die Gültig ⸗ 


Fort - 


keit der Wahl; worauf der Schluß der Debatte erfolgt. 


Nach einigen perſönlichen Bemerkungen ſchreitet man 
zur een und wird der Antrag der Abtheilung 
enehmigt. 
Während der Debatte iſt der Miniſter des In nern 
eingetreten. € 1 

Abg. Kyll berichtet über die Wahlprüfungen in 
Betreff des Wahlreſultates im erſten Danziger Wahlkreis 
(Dr, Wantrup und Romahn), iſt aber bei feinem Köl⸗ 
niſchen Dialekt und bei der ungünſtigen Lage der Jour⸗ 


naliſten⸗Tribüne faſt gar nicht verſtändlich. Die Abthei- 


lung ſtellt den Antrag, die Wahlen der genannten beiden 
Abgeordneten zu beanſtanden, wegen eines bei den 
Akten befindlichen Proteſtes und mehrerer amtlichen 
Bekanntmachungen, ſowie mehrere gerichtliche Verneh⸗ 
mungen veranlaſſen zu wollen. 

Es nimmt das Wort der Abg. Dr. Wantrup. 
Den Antrag, welchen der Referent der Abtheilung ſoeben 
geſtellt, habe er ſchon erwartet, denn die ſogenannte 
„öffentliche Meinung“, d. h. ein gewiſſer Theil der Preſſe 
habe ſchon, bevor der Landtag zuſammengetreten, ſeine 
Wahl nicht nur beanſtandet, ſondern ſogar für ungültig 
erklärt. Was nun die Einwendungen und Erhebungen 
der Abtheilung anbetreffe, ſo müſſe er darauf die Er⸗ 
klärung abgeben, daß die Wahl richtig von Statten 
gegangen ſei, wenngleich einige Unrichtigkeiten ri 
kommen feien, daß auf die Wahl ſelbſt aber kein Ein- 
fluß ausgeübt worden ſei. Wenn auch einige Stimmen 
annullirt würden, ſo hätte er ſowohl wie ſein College 
eine ſolche Majorität, daß ſie wohl auch ohne dieſe die 
Majorität behalten würden. Eine Beeinfluſſung der 
Mennoniten durch die Mennoniten ⸗Vorſteher ſei eben ⸗ 
falls nicht vorgekommen, wie der Referent angeführt habe. 
Wohl hätten die Mennoniten ihre Wahlverſammlung 
mit Gebet angefangen, wie es bei dieſen wehrloſen 
chriſtlichen Leuten (Heiterkeit) Gebrauch ſei; und daß 
man ein Gebet eine Beeinfluſſung nennen könne, das 
glaube er doch nicht, habe der Präfident dieſes Hauſes 
doch ſelbſt erklärt, daß in dieſem Haufe „Gott walte.“ 
(Heiterkeit.) Er bitte gegen den Antrag der Abtheilung 
ſeine und ſeines Collegen Wahlen für gültig zu erklären. 

Präſident. Es iſt von dem Abg. Eberty der 
Antrag geſtellt: „die Wahlen der Abgeordneten Wantrup 
und Romahn für ungültig zu erklären“ und dazu der 


ü 
Wiederholung 


Zuſatz: „Die Wahlen der Wahlmänner in demſelben 
Kreiſe zu kaſſiren und die Regierung aufzufordern, neue 
Wahlen vornehmen zu laſſen.“ 

Abg. Eberty empfiehlt darauf die Ungültigkeits⸗ 
Erklärung der Wahl. 6 

Abg. v. Sybel: M. H.! Ich bin der Anſicht, daß 
es im Intereſſe der Sache weſentlich iſt, daß der ganze 
Umfang aller gegen die Wahl aufgeſtoßenen Bedenken 
feſtgeſtellt werde. Wenn vor der Wahl Drohungen und 
Gewaltthätigkeiten vorgekommen find, jo war der Land. 
rath jedenfalls verpflichtet, ſolche Dinge der Wahlver⸗ 
ſammlung vorzulegen, nicht aber nach eigenem Ermeſſen 
die Sache jo ohne Weiteres der Staatsanwaltſchaft an⸗ 
zuzeigen. — Ich will nur conſtatiren, daß bei Erwäh⸗ 
nung Gottes durch den Abg. Wantrup nicht Laute der 
Heiterkeit, ſondern des Unwillens in dieſem Hauſe gehört 
worden ſind; bisher ſind wir nur gewohnt geweſen, daß 
von der Gegenpartei die Perſon Sr. Maj. des Königs 
in die politiſche Debatte gezogen wurde, vorhin aber 
mußten wir gar hören, daß nun noch ſogar Gott im 
Himmel hineingezogen worden iſt. Ich habe nichts da⸗ 
gegen, wenn man behauptet, der liebe Gott habe 
Hrn. Wantrup zum Siege verholfen, aber man ſoll 
uns nicht vorwerfen, daß wir eine gottvergeſſene Partei 
ſind. Wir haben noch nicht die Behauptung ausgeſprochen, 
daß man Eide und Gelöbniſſe, die zum Himmel auf- 
ſteigen, unter Vorbehalt leiſten dürfe. (Lauge anhaltende 
Zuſtimmung.) 

Der Präſident verlieſt ein Unter-Amendement 
des Abg. Forckenbeck, „diejenigen Urwahlen für un- 
gültig zu erklären, in welchen die Auslegung der Abthei- 
lungsliſten durch ein Atteſt des Landraths von Parey 
beſcheinigt iſt.“ 

Abg. v. Gottberg. Ich beneide den Vorredner 
(v. Sybel) nicht um ſeine Anſchauung von Blasphemie, 
wenn er fie darin ſucht, daß die Mennoniten das Wahl- 
geſchäft mit Gebet begonnen haben. 

Abg. Forckenbeck. Das Intereſſe meiner Partei 
fordert, daß die Herren Wantrup und Rom ahn den 
Platz in dieſem Hauſe meiden müſſen, die verſucht haben, 
ihre Sache durch jo merkwürdige Argumente zu unter⸗ 
ſtützen. Ich meine die Rede, die Herr Wantrup in 
Danzig über den Eid der Verfaſſung gehalten hat. 

Präſident. Der Abg. Reichenheim hat Schluß 
beantragt. (Wird angenommen.) 

Abg. v. Sybel. (Zu einer perſönlichen Bemerkung.) 
Ich habe nicht mit dem Worte „Blasphemie“ den Um- 
ſtand bezeichnet, daß Leute überhaupt mit Gebeten zur 
Wahl gegangen. Ich habe dabei mich nur auf die 
Aeußerung des Hrn. Wantrup bezogen, daß das 
Gebet die Wahl beeinflußt habe. Und dieſe Meinung 
halte ich aufrecht. 

Abg. Wantrup. (Zu einer perſönlichen Bemerkung.) 
Es iſt mir nicht eingefallen, eine Anwendung auf dieſes 
hohe Haus zu machen. Wenn ich aber die Erregung ſo 
bezogen habe, ſo kann da von einem Irrthume die Rede 
fein, aber nicht von einer perſönlichen Abſicht. — Ich 
wende mich zu einer andern Bemerkung, in der geäußert 
iſt, was ich in Danzig geſagt haben ſoll. Zuerſt bin ich 
nicht genöthigt, Reden, die ich außerhalb des Hauſes ge» 
halten, im Hauſe zu rechtfertigen. Ich will aber gern darauf 
zurückgehen. Auf welchen Zeugen beruht dieſe An⸗ 
nahme? Auf fortſchrittlichen Blättern. Ich habe niemals 
Zeitungen berichtigt. Weil ich ſchweige, halte ich die 
Urtheile der Zeitungen noch nicht für richtig. Was ich 
geſagt habe, habe ich vor hohen Beamten, vor Geiſtlichen 
aller Confeſſionen geſagt. (Gelächter.) Ein Eid kann 
niemals ſtreiten mit der Gerechtigkeit, Wahrheit und 
Billigkeit. Das habe ich geſagt und Anderes nicht. Und 
wenn ich von einem jüdiſchen König zum Beiſpiele eines 
leichtſinnigen Eides gelprocpen habe, ſo war das allge 
mein, und follte in keinem Zuſammenhange ſtehen. Ich 
will nur noch eins ſagen. Was ich geſprochen, ſprach 
ich in einem politiſchen Vereine und derjenige, welcher 
mich zur Rechenſchaft ziehen könnte, iſt nicht dieſes Haus, 
ſondern meine nächſte vorgeſetzte Behörde. (Heiterkeit. ) 
Mein nächſter Vorgeſetzter, der Herr Regierungs⸗Präſident 
war auch zugegen. (Schallendes Gelächter.) Ich bin zur 
Berichterſtattung hierüber von dem betreffenden Miniſter 
aufgefordert worden und meine Erklärung iſt vollſtändig 
befriedigend geweſen. (Heiterkeit.) Ich habe Nichts gegen 
die Heiligkeit des Eides geredet. Denen, die mir mit 
Eides⸗Vorbehaltungen entgegentreten, kann ich ein ſolches 
Recht nicht zugeſtehen, da ich nicht erſehen kann, daß ſie 
es mit ſelchen Gelöbniſſen ſtrenger nehmen. (Murren.) 

Abg. v. Forkenbeck: Ich habe erklärt, daß Herrn 
Wantrup die Gelegenheit erwünſcht ſein müſſe, ſich 
über die ihm zugeſchriebenen Worte vernehmen zu laſſen; 
ich beſcheide mich jetzt, da er ſich zur Kontrolle für ſeine 
politiſche Meinung auf das Zeugniß ſeiner vorgeſetzten 
Behörde beruft. (Heiterkeit.) 

Bei der Abſtimmung werden ſowohl das Amendement 
Eberty, wie das Unter⸗Amendement Forkenbeck mit 
Ba Majorität angenommen. Die Wahlen der Herren 

r. Wantrup und Gerichtsrath Romahn werden 
mit großer Majorität für ungültig erklärt. 

Schluß der Sitzung. Nächſte Sitzung: Sonnabend. 
Tagesordnung: Der Antrag von Schultze ⸗Delitzſch auf 
Niederſetzung einer Unterſuchungs⸗Kommiſſion. 


Motive 


zu dem Entwurf eines Geſetzes über die Verpflichtung 


zum Kriegsdienſt. 

„Bei der erneuten Vorlegung eines Geſetzentwu rfs 
ber die Verpflichtung zum Kriegsdienſte kann von der 
der bekannten, mehrfach vorgetragenen 
Motive um ſo füglicher abgeſehen werden, als es ſich kaum 
noch um die ausführliche Begründung der ſachlichen Noth⸗ 


wendigkeit, techniſchen Zweckmäßigkeit und finanziellen 

Ausführbarkeit der Armeereorganiſation, ſondern viel⸗ 

band 4 die der Frage beigelegte politiſche Bedeutung 
andelt. 


Die den bezüglichen Landtagsvorlagen der Seſſionen 
von 1860, 1862 und 1863 beigegebenen Motive und 
Denkſchriften ſtellen jedem Unbefangenen klar vor Augen, 
welche Ziele die Regierung mit den vorgelegten Geſetz⸗ 


Dieſe Ziele ſelbſt haben ſich nicht verändert, 
um 7 Vaterlandes willen dürfen ſie nicht aufgegeben 
werden. 

Man kann indeß von der Regierung vielleicht mit 
Recht verlangen, daß ſie nicht ermüde in dem redlichen 
Streben, die über die Natur dieſer Ziele beftehenden 
irrigen Auffaſſungen zu beſeitigen. Sie hat über etwaige 
tendenziöſe Mißdeutung hinwegzuſehen und ſich unver⸗ 
droſſen immer wieder der Berichtigung obwaltender Irr⸗ 
thümer zu befleißigen. Deshalb ſoll es, wenngleich die 
Diskuſſion der Frage nabezu erſchöpft ſcheint, nicht un⸗ 
verſucht bleiben, einige Geſichtspunkte hier noch deutlicher 
und ausführlicher hervorzuheben, als dies vielleicht bisher 
gelungen iſt. 

Die der vorgeſchlagenen Modifikation unſers Wehr⸗ 
ſyſtems zum Grunde liegenden reformatoriſchen Haupt- 
gedanken, welche auf die gerechtere Verwirklichung der 
allgemeinen Wehrpflicht und die Entlaſtung reſp. Erleich⸗ 
terung der älteren Klaſſen der Verpflichteten hinzielen, 
find als berechtigt und für das Land wohlthätig faſt allge- 
mein anerkannt worden. 

Vielfach verwechſelt man die hiſtoriſche Landwehr, wie 
ſie im Drange der Noth, in dem begeiſterten Aufſchwunge 
eines großen Moments der vaterländiſchen Geſchichte ger 
ſchaffen worden, mit der gleichfalls als Notbbehelf, als 
Auskunftsmittel zur Ausgleichung einer zwiſchen berech“ 
tigtem Machtanſpruch und factifchem Machtmangel ber 
ſtehenden Differenz ins Leben gerufenen Friedenslandwehr. 
— Man behauptet, weil jene hiſtoriſche preußiſche Land⸗ 
wehr, ungeachtet aller Mängel ihrer Organiſation, in den 
blutigen Kämpfen jener großen Zeit getreulich mitgeholfen 
nun nach Kämpfen mitgeſtritten, ſo habe man ihr und 
der in ihr, wie man meint, vorzugsweiſe ſich darſtellen⸗ 
den gemeinſamen Volkskraft die Befreiung des Vater“ 
landes vornehmlich zu danken und deshalb auch die aus 
ihr hervorgegangene Friedenslandwehr, als die beſondere 
und vorzügliche Repräſentantin der kriegeriſchen Na⸗ 
tionalkraft, vor jeder Beeinträchtigung ihres Weſens und 
ihrer Bedeutung zu behüten. 

Eine vorurtheilsfreie, von Ueberſchätzung wie von 
Unterſchätzung der Thaten und Schickſale der hiſtoriſchen 
Landwehr gleich fern bleibende Würdigung ihrer kriegeri“ 
ſchen Befähigung iſt außer Stande, dieſe Behauptung 
zu beſtätigen, denn, abgeſehen davon, daß die hiſtoriſche 
Landwehr und die aus derſelben hervorgegangene Frie” 
denslandwebr weder in ihrer Organiſation, noch in ihrer 
Leiſtungsfähigkeit, noch endlich nach ihrer hiſtoriſchen Be 
deutung und den daran ſich knüpfenden Pietätsbeziehun“ 
gen identiſch find: fo wird auch die kriegeriſche Volks“ 
kraft Preußens keinesweges vorzugsweiſe oder gar aus- 
Wan 7 Buch „die bifterifche ‚ned durch die Be 

uslandwe räſen „ ndern v — 
jetzt — durch das ſtehende Heer, "die GR u, e 
übrigen wehrfähigen Elemente des Volkes zuſammenge' 
nommen, und an dieſer Thatſache wird durch die neu 
Heeresorganiſation nicht das mindeſte geändert. 

Es iſt daher auch nicht die entfernteſte Veranlaſſun 
zu der Beſorgniß vorhanden, daß die Landwehr dur 
die Reorganiſation von dem ehrenvollen Beruf der Va, 
terlandsvertheidigung ausgeſchloſſen werden, daß ſie nicht 
ferner einen achtunghwerthen Antheil an den etwaigen 
kriegeriſchen Thaten der Armee, der ſie angehört, nehmen 
könne und ſolle. 

Der Schwerpunkt unſrer Kriegs verfaſſung lag und 
liegt aber — ſonſt wie jetzt — nicht, wie man gemein 
hat, in der Landwehr, ſondern in der allgemeinen Wehr“ 
pflicht und in der opferfreudigen Bereitwilligkeit, dieſer 
Pflicht jederzeit zu genügen. 

Wenn mit der Reorganiſation die gerechtere und 
zweckmäßigere Vertheilung dieſer Pflicht angeſtrebt und 
darin gefunden worden iſt, daß die älteren Klaſſen der 
Verpflichteten entweder ganz davon befreit oder weſent“ 
lich erleichtert werden ſollen, ſo folgt daraus von ſelbſt, 
daß die jüngeren Klaſſen, in größerer Allgemeinheit als 
bisher, jene Entlaſtung und Erleichterung der älteren zu 
übertragen haben, keineswegs aber, daß auch ſie erlei 
tert werden müſſen. Verlangt daher die Regierun 
ohne Beeinträchtigung der ſtaatsbürgerlichen Verhältniſſe 
der ſechsten und ſiebenten Altersklaſſen, den Uebertritt 
dieſer letztern zur Reſerve des ſtehenden Heeres, ſo ge 
ſchieht es, um auf Grund dieſer Veränderung die achte 
bis ſechszehnte Altersklaſſe der Verpflichteten weſentlich 
erleichtern, die drei folgenden dagegen von der Land⸗ 
wehrpflicht gänzlich befreien zu können. 

Verweigert man dagegen dieſer unverkennbaren Ber” 
beſſerung unſers Wehrſyſtems die Genehmigung, wie ge 
ſchehen; oder ſtimmt man zwar der Erleichterung und 
Entlaſtung der älteren Jahrgänge zu, lehnt aber zuͤglei 
die lediglich vermeintliche Mehrbelaſtung der beiden 
jüngſten Altersklaſſen der Landwehr ab: ſo heißt das in 
der That nur erklären, daß man die von der Regierung 
veabſichtigte Erleichterung, reſp. Entlaſtung der älteren, 
erwerbs⸗ und ſteuerfähigeren, und als Haus- und Fa“ 
milienväter unabkömmlicheren Landwehrmänner über“ 
haupt nicht wolle. Wird indeß mit einer ſolchen Weige 
rung der Wehrhaftigkeit des Landes den Intereſſen der 
Einzelnen, der gar nicht gefährdeten Erhaltung d 
Landwehrinſtituts wirklich Vorſchub geleiſtet? 

Und wenn man, wie ebenfalls geſchehen, zwar dle 
Entlaſtung der älteſten Jahrgänge der Landwehr zuge⸗ 
ſteht, die Erleichterung der demnächſt folgenden neun 
Landwehrklaſſen aber — als ihrer n — ablehnt 
während man die dritte Jahresklaſſe aller Verpflichteten, 
alſo eine der allerjüngſten begünſtigend, zugleich ch 
Dienſtzeit im ſtehenden Heere unter das bisher geieplit 
beſtehende Maß zu kürzen beantragt: heißt das nicht MU 
der einen Hand Gebotenes annehmen und mit der an 
dern Zweckmäßiges ablehnen und gleichzeitig mehr — 
zwar Unzweckmäßiges verlangen? Der mit einem ſolch 


‚entwürfen verfolgt hat. 


Miammen verknüpften quantitativen wie qualitativen 
al nderung unſrer Wehrkraft ſtehen in der That die 
obne Pflich den Due e welche 85 Regierung 
ichtve unbeachte 
taffen Bart rletzung nicht unbeachtet und unerwogen 
bl Wäre die Reorganiſation der Armee in dieſem Augen- 
we noch rückgängig zu machen, jo würde aus der theil⸗ 
“ en Ablehnung der von der Regierung dargebotenen, 
2 Lande ſehr willkommenen Erleichterungen und der 
8 eichzeitigen, als Vorbedingung beantragten Kürzung der 
fee lichen Dienſtzeit im ſtehenden Heere doch ohne Zwei- 
al nur folgen, daß die Wehrverfaſſung Preußens mit 
ar. ibren militäriſchen Maßregeln, bürgerlichen Rechts- 
ind eihheiten und unwirthſchaftlichen Störungen unver- 
— ert fortbeſtehen bleiben müßte, wie ſie im Jahre 1850 
FR: beſtand, weil die Regierung die von ihr ber 
uustigten Verbeſſerungen und Erleichterungen nicht an 
bedingungen knüpfen darf, die ihr mehr nehmen, als 
e entbehren kann. 
* Weiſet man aber auf die Popularität der Kürzung 
— Dienſtzeit bin, jo iſt natürlich jedem ähnlichen Ver⸗ 
— oder Vorſchläge freilich immer der Beifall der 
an e gewiß; die allgemeine Einführung des einjährigen 
— es würde in der That noch populärer fein, und die 
er nung, daß ein zweijäbriger Heeresdienſt ebenfalls zu 
8 Sei, findet ja ſchon jetzt ihre Vertreter. 
diesen ge ernſte, pflichtmäßige und ſachkundige Erwägung 
— weiſet indeß je länger, je mebr auf die 
8 — igkeit hin, unter den obwaltenden Verhältniſſen 
Feten beſteyende Dauer der Präſenz als Norm 
bier en. Die dafür geltend gemachten Gründe ſollen 
gun wiederholt werden. 
Preußens — aber dieſe Frage zur politiſchen Tagesfrage 
gegenſätze nd zum Ausgangspunkt politiſcher Partei- 
— Vorher en, deren Konſequenzen zum Nachtheil 
An zaerſchend techniſchen und wahrhaft vaterländi⸗ 
wurden und den beit mit bedenklichem Eifer ausgebeutet 
1860 der R werden. Hinderten die in der Seſſion von 
und Ger egierung entgegentretenden ſachlichen Bedenken 
in den g nvorſchläge eine Einigung, jo verwandelten ſich 
der die toldenden Jahren, der Verringerung der Anſprüche 
— de ungeachtet, die techniſchen und finanziellen 
litiſch — je länger je mehr in prinzipielle und po⸗ 
5 e : treitfragen, deren heiße Diskuſſton das Vater⸗ 
— und — bedroht. 
uer der Präſenzzeit anbelangt, 
722 durch das geltende Geſeg für alle Waffen auf 
ben e ee arg e 
g urchdrungen, daß die vor eſchla⸗ 
ene, nicht blos die allgemeine Rechts Rh 
ondern auch die Tüchtigkeit der a der Ning 
auf's bedenklichſte beeinträchtigende Herabſetzung der 8 
ſetzlichen Präſenzzeit der Infanterie auch heute noch en 
unzuläſſig zu erachten ſei. Sie muß desbalb an dem 
geſetzlich Beſtehenden ſo lange feſthalten, bis ſie durch 
neue Erfahrungen neue Ueberzeugungen hinſichtlich der 
alien Verkürzung der Dienſtzeit und derjenigen Be⸗ 
engen gewonnen hat, unter denen eine ſolche Ver⸗ 
zung überhaupt als ausführbar erſcheinen könnte. 


Rund ſch a u. 
Berlin, 26. November. 
— Ihre Königl. Hoheit die Frau Kronpri 

legte am 21. d., an ihrem Geburtstage, De 
ſtein zu einer neuen Kirche, welche in Windfor gebaut 
wird. Ihr Gemahl, die Prinzeſſin Luiſe und der 
Prinz Arthur, der Biſchof von Oxford und der Dekan 
von Windſor wohnten der Ceremonie bei. 


= Nach der „N Pr. 3 u ſoll die V 
Laſſalle's we ag N 4 erhaftung 
r gen der Broſchüre „D 
und die Arbeiter“ erfolgt 755 ie Wiſſenſchaft 


— Der baieriſche General v. d. T 
Freiſchaarenführer) ſoll ei ne — 
) eine Miſſion für S ig · 
olſtein 1 * haben. 5 af 
m Regierungsbezirke Köln iſt die erſte einer 
Vece verliehen: Heilgehülfen⸗ Conceſſion ausgegeben 
fleinen Spirale Heilgehülfin iſt zur Ausübung der 
3 “ale, jedoch nur auf jedesmalige An⸗ 
1 Arztes befugt. 
ona hat ſeit vorgeſtern das Militair 
3 — die Poſten mit aller Bedeckung bes 
1 — — ie Infanterie Bataillone werden auf 
die Poli ann Stärke gebracht. — In Altona hat 
ie Polizei — We Musketen confiscirt 
— In d urt a. M. hat ſich am 23. 
das Comité fü ig = * e 
. für Schleswig- Holſtein in Permanenz 
Breslau, 20. Nov. (N.⸗Z.) G ; 
die Stadtverordneten ihre ker beten 
neuen Stadthauſe und wurden dafelöft. vom 
berbürgermeifter Hobrecht mit einer feierlichen 
Anſprache begrüßt, die der Stadtverordneten⸗Vor⸗ 
1 de Simon beantwortete. Aus der 
ede de berbürgermeiſters heben wir fol 
Sätze heraus; a Male 
„Wer er kommunalen Entwickelung mit 
wertiamfeit Kein iſt, wird erkannt haben, daß f. 
aßten jo raſch auf einander folgenden, ſcheinbar jo tief 
auf enden Umwälzungen der ſtädtiſchen Verfaſſung, 
br die thatſächliche Geſtaltung des Gemeindelebens nur 
kraft geringen Einfluß geübt haben. Alle unſere lebens. 
A ligen Einrichtungen, unſere Ehrenämter, unſere 
hope aſtonen und Deputationen, durch welche wir die 
kit Ci der Gemeindeverwaltung erfüllen, unſere 
in unsere mhellung, ja ſelbſt die Formen und Namen 
im kommunalen Verkehr, eutſtammen der Staͤdte 


Ordnung von 1808. Was wir ſeitdem gewonnen, liegt 
nur in der weiteren Entwickelung ihrer Grundideen. 
Mit wachſender Theilnahme hat ſich die von Jahrhun⸗ 
derte alten Feſſeln befreite Bürgerſchaft jener Formen 
und Einrichtungen bemächtigt und in der eifrigen Er⸗ 
füllung der Pflichten der Selbſtverwaltung iſt die Selbſt⸗ 
ftändigfeit, die Unabhängigkeit, die Freiheit des Bürger. 
tbums gewachſen, ja ſelbſt was wir gegen den Wortlaut 
der alten Städteordnung erreicht haben, die Oeffentlichkeit 
der Stadtveroedneten⸗Sitzungen und die Zuziehung des 
Magiſtrats, das baben wir im ſittlichen Kampfe, mit 
den geſetzlichen Waffen, die wir der alten Städteordnung 
verdanken, erſtritten. Darum gedenken wir mit all der 
Pietät, welche ein Volk den ihm erwieſenen wirklichen 
Wohlthaten bewahrt, dieſes 19. November, und freuen 
uns, daß es möglich geworden, am heutigen Tage dieſe 
Räume einzuweihen. Ich habe verſucht, mit einigen 
flüchtigen Andeutungen Ibnen, meine Herren, die Ge⸗ 
ſchichte der Entfaltung unſeres eigenen freieren Gemein» 
delebens ins Gedächtniß zu rufen. Das ſind die Erinne- 
rungen, die Sie in dieſen Saal mitbringen. Mögen 
dieſe Mauern unſeren Urenkeln Zeugniß dafür ablegen, 
daß wir unſer Eingebrachtes treu verwaltet und feſt be 
wahrt haben.“ 5 5 

Frankfurt a. M., 24. Nov. Die offizielle 
Mittheilung über die Bundestagsſitzung vom 
21. Nov. lautet: 

Der Kgl. däniſche Geſandte erſtattete Anzeige von 
dem Ableben des Königs Friedrich VII. von Dänemark 
und dem Regierungsantritt des Königs Chriſtian IX. 
mit dem Anfuͤgen, daß er ſeine neue Vollmacht für die 
Bundesverſammlung demnächſt empfangen werde. 

Sodann gab Präfi ium der Bundesverſammlung 
Kenntniß von einem Schreiben des Großherzogl. badi ⸗ 
ſchen Geheimen Raths und Bundestags Geſandten v. Mohl, 
womit dieſer mittheilte: 1) eine vom 16. d. M. aus 
Schloß Primkenau in Schleſien datirte Verzichtleiſtung 
des Herzogs vonSchleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗Auguſten⸗ 
burg auf alles Erbfolgerecht als ein Mitglied des olden⸗ 
burgiſchen Geſammthauſes zu Gunſten ſeines älteſten 
Sohnes, des Erbprinzen Friedrichs von Auguſtenburgs; 
2) eine von Herrn v. Mohl im Auftrage dieſes Erb» 
prinzen ausgeſtellte Notification von dem Regierungs- 
antritt deſſelben in den Herzogthümern Schleswig und 
Holſtein; 3) eine von demſelben Erbprinzen als Her- 
zog von Schleswig⸗Holſtein auf Herrn v. Mohl ausge⸗ 
ſtellte Vollmacht zur Führung der durch die Bundesakte 
für das Herzogthum Holſtein ſtipulirte Stimme in der 
Bundesverſammlung. 

Ferner ließ Baden anzeigen, daß der Großherzogl. 
Regierung von Seiten des bisherigen Erbprinzen von 
Auguſtenburg ſein Antritt der durch das Ableben des 
Königs- Herzogs Friedrich VII. erledigten Erbfolge in die 
deutſchen Bundesländer Holſtein und Lauenburg als 
Herzog Friedrich VIII. von Holftein notificirt ſei, und 
ließ beantragen, der Deutſche Bund wolle die legitimen 
Rechte der Erbfolge in den Herzogthümern Holſtein und 
Lauenburg und die mit denſelben zuſammenhängenden 
ſonſtigen Rechte dieſer Bundesländer gegen etwaige Be⸗ 
einträchtigungen wahren und ſchützen. 

Sachſen-Weimar, Sachſen⸗Meiningen und Sachſen⸗ 
Altenburg ſtellten unter Rückbeziehung auf ihre früheren 
Verwahrungen der verfaſſungsmäßigen Rechte der Her- 
zogthümer Schleswig⸗Holſtein, jo wie der eigenen even⸗ 
tuellen Succeſſionsrechte im Herzogthum Lauenburg den 
Antrag, zu erwägen, welche Maßnahmen geboten erſchei⸗ 
nen, um ſowohl die Rechte der mit dem Königreich Dä⸗ 
nemark bisher vereinigten Länder als auch die Rechte 
des deutſchen Bundes zu wahren, keinenfalls aber, bevor 
hierüber Entſchließung gefaßt worden, irgend einen Akt 
zuzulaſſen, durch welchen der jetzt regierende König von 
Dänemark ſich bei der Bundes verſammlung als Regie 
rungsnachfolger in den Herzogthümern Holſtein und 
Lauenburg geriren würde, alſo namentlich keinen vom 
regierenden König von Dänemark ernannten Bun» 
destagsgeſandten zuzulaſſen, zumal ſie zur Zeit 
und unter Vorbehalt etwaiger Rechte Dritter den 
Erbprinzen Friedrich von Auguſtenburg für den recht⸗ 
mäßigen Regierungs⸗Nachfolger in den genannten Herzog⸗ 
thümern anerkennten. 

Für Sachſen⸗Koburg⸗Gotha verwahrte der betreffende 
Geſandte die Rechte des ſachſen » erneftiichen Geſammt⸗ 
hauſes anf die Erbfolge in das Herzogthum Lauenburg 
und beantragte, da ſein Herzog den bisherigen Erbprinzen 
von Auguſtenburg als Herzog zu Schleswig ⸗Holſtein 
anerkannt habe, die Zurückweiſung des früheren Bundes 
tagsgeſandten des verſtorbenen Königs⸗Herzogs Friedrich VII. 
und die Beſchützung des Rechts des bisherigen Erbprinzen 
von Auguſtenburg als Herzogs. 

Oldenburg erinnerte daran, daß der deutſche Bund 
als ſolcher dem Londoner Traktat vom 8. Mai 1852 
nicht beigetreten ſei, machte darauf aufmerkſam, daß dem 
von dem verſtorbenen Könige von Dänemark am 22. Juli 
1852 erlaſſenen Thronfolgegeſetz, die für feine Rechts⸗ 
Beſtändigkeit erforderlichen Vorausſetzungen wohl in 
Beziehung auf das Königreich Dänemark, aber keines⸗ 
wegs auf die übrigen Länder der Monarchie zur Seite 
ſtehen, weil hier die Derziöhtleiftungen erbberechtigter 
fürftlicher Perſonen und die Zuſtimmung der Randes- 
Vertretungen mangelten, und ſtellte unter Anſchluß von 
— j. A u ES 9 0 mit den erſten Theile des 

on den Großherzoglich und Herzoglich fü en Haͤ 
8 leichlautenden mne . hegſiſcen Sänjern 
nhalt beantragte, unter Bezugnahme auf frühere 
Verwahrungen des agnatiichen Gehfofgerchte 85 
Herzoglichen Geſammthauſes Anhalt auf das Herzogtbum 
Sachſen Lauenburg, daß der deutſche Bund den König 
Chriſtian IX, von Dänemark als Herzog von Lauenburg 
nicht anerkenne, worauf auch Königreich Sachſen und 
e ihre Succeſſionsrechte an Lauenburg ver 

Der K. däniſche Geſandte verwahrte während der 
Verhandlung wiederholt die Rechte un ee A 
Souverains, legte gegen jeden Erbfolgeanſpruch von 


Mitgliedern der Herzoglich Auguſtenburger Linie in ent⸗ 
ſchiedenſter Weiſe Proteſt ein und bezog ſich einestheils 
auf eine von dem Herzog Chriſtian von Auguſtenburg 
durch Akte vom 30. Dezember 1852 gegebene Zuſicherung, 
anderntheils auf einen Londoner Tractat vom 8. Mai 
1852. Gegenüber dieſer Bezugnahme erklärte der 
K. bayeriſche Geſandte, daß beſagter Vertrag bis jetzt 
der Bundesverſammlung nicht offiziell zur Kenntniß ge⸗ 
bracht und noch weniger von derſelben anerkannt, daher 
fie gegenüber demſelben vollkommen freie Hand habe. 

Von Baden, den Großherzoglich und Herzoglich 
ſächſiſchen Häufern und Oldenburg wurde endlich auch 
gegen jede Bethätigung amtlicher Eigenſchaft ſeitens des 
Königlich däniſchen Geſandten Verwahrung eingelegt. 

Sowohl die Anzeigen von der Thronbeſteigung des 
Königs IX. als diejenige vom Regierungsantritt des 
Erbprinzen Friedrich von Auguſtenburg als Herzog von 
Schleswig ⸗Holſtein, wie alle übrigen Anträge und Er⸗ 
klärungen, und endlich eine Eingabe von einer Anzahl 
holſteiniſcher Ständemitglieder wurden an den für die 
holſtein⸗lauenburgiſche Verfaſſungsangelegenheit beitehen. 
den Ausſchuß verwieſen. 

Eine Erklärung der Regierungen von Oeſterreich 
und Preußen, daß ihnen, in Betracht, daß das von dem 
däniſchen Reichsrathe angenommene neue Verfaſſungs⸗ 
geſetz für Dänemark und Schleswig nunmehr auch die 
Königliche Sanction erhalten habe, erforderlich erſcheine, 
gegen dieſen Vorgang, welcher einen förmlichen Bruch 
der zwiſchen dem Deutſchen Bunde und Dänemark ge⸗ 
troffenen Stipulationen konſtatire, Proteſt einzulegen, 
wurde an die vereinigten Ausſchüſſe verwieſen. 

Gotha, 24. Nov. Wie die „Goth. Zig.“ aus 
ſicherer Quelle vernimmt, hat Se. Hoheit der Herzog 
auf den Wunſch des Herzogs Friedrich von Schles⸗ 
wig-Holftein den Geheimen Staatsrath Francke zu 
Coburg und den Geheimen Regiernugsrath Samwer 
zu Gotha, unter einſtweiliger Entbindung von ihren 
bisherigen Eides⸗ und Dienſtpflichten, ermächtigt, in 
das neu zu bildende Miniſterium für Schleswig⸗ 
Holſtein einzutreten. In Folge deſſen ſind die beiden 
genannten Beamten heute von dem Herzog von Schles⸗ 
wig⸗Holſtein in Pflicht genommen worden und hat 
Herr Francke die Leitung der Geſchäfte für das 
Innere, Herr Samwer das Departement der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten übernommen. 


Hannover, 22. Nov. In der ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſchen Sache fallen alle Parteiunterſchiede weg. 
Der großdeutſche Reformverein hat ſeine Mitglieder 
zu einer Generalverſammlung auf übermorgen ein⸗ 
geladen, um ihnen folgende Reſolution vorzuſchlagen, 
die vorausſichtlich einſtimmige Annahme finden 
wird: „1) Durch den Thronwechſel in Dänemark 
iſt der Zeitpunkt gekommen, und die Nothwendigkeit 
eingetreten, die ſeit langer Zeit verkümmerten Rechte 
Deutſchlands auf die Verbindung der Herzogthümer 
Holſtein und Schleswig zur Geltung zu bringen; 
2) der Erbprinz Friedrich von Schleswig⸗Holſtein⸗ 
Sonderburg⸗Auguſtenburg iſt als rechtmäßiger Herzog 
von Schleswig⸗Holſtein anzuerkennen und damit das 
Recht der Legitimität zu wahren; 3) durch die Un⸗ 
terzeichnung der Gefammtverfaffung für Dänemark 
und Schleswig, ſeitens des jetzigen Königs von Dä⸗ 
nemark ſind die Rechte Deutſchlands verletzt und 
frühere, von einzelnen deutſchen Regierungen etwa 
eingegangene Verpflichtungen aufgehoben. Der groß⸗ 
deutſche Verein ſpricht vertrauensvoll die beſtimmte 
Erwartung aus, daß alle deutſchen Fürſten, daß das 
geſammte deutſche Volk es als heiligſte Pflicht er⸗ 
kennen werden, die Rechte Deutſchlands und Schles⸗ 
wig⸗Holſteins mit allen Kräften, mit ganzer Macht 
zu ſchirmen und zu ſchützen.“ Der Wunſch, ein 
Zeugniß der Uebereinſtimmung der Bürgerſchaft mit 
ihren Vertretern zu erlangen, hatte mehrere Sena⸗ 
toren und faſt ſämmtliche Bürgervorſteher, auch die 
eonſervativen, veranlaßt, zu einer Bürgerverſammlung 
vor dem Schützenhauſe einzuladen, die Nachmittags 
ſtattfand. Wohl 10 — 12,000 Bürger waren er⸗ 
ſchienen, jedenfalls hat es niemals hier eine größere 
Verſammlung gegeben. Dr. Schläger, der Wort« 
führer des Bürgervorſteher-⸗Collegs, gab in kurzen 
eindringlichen Worten den Zweck der Zuſammenkunft 
an. Dr. Hoyns wies dann auf die jahrelangen 
Kämpfe zurück und rechtfertigte den Entwurf einer 
Adreſſe an das Geſammtminiſterium, worin daſſelbe 
gebeten wird, den König dahin zu berathen, daß er 
Friedrich VIII. nicht nur als rechtmäßigen Herrſcher 
der Herzogthümer anerkenne, ſondern auch als einer 
der nächſtbenachbarten Fürſten ſofort die zur Gel⸗ 
tendmachung der Rechte Deutſchlands und des Für⸗ 
ſten erforderlichen Streitkräfte zur Verfügung ſtelle. 
Nach ihnen ſprach noch der Präſident des Arbeiter⸗ 
vereins und zum Schluß einer der vertriebenen Schles⸗ 
wig-Holfteinet. Die mächtige Volksverſammlung, 
zu deren Ueberwachung nichts von Polizei wegen fuͤr 
nöthig erachtet war, verlief in der vollſtäudigſten 
Ordnung. Die Adreſſe an die Regierung wurde 
durch lauten Zuruf gebilligt. 


— —-— 


Lokales und Probinzielles. 
Danzig, den 27. November. 

— Heute vor 50 Jahren am 27. November 1813, 
übergab der damalige Gouverneur der Stadt Danzig! 
der franzöſiſche General Rapp, nachdem alle Hilfsmittel 
erſchöpft waren, die Feſtung an die Verbündeten 

— Herr Prediger Bertling, der auch Seelſorger der 
Inſaſſen des Kriminal⸗Gefängniſſes iſt, iſt zum erſten 
Cuſtos der hieſigen Stadt» Bibliothek ernannt worden. 
Die gelehrte und wiſſenſchaftlich gebildete Welt von Danzig 
kann mit der Wahl des Hrn. Bertling ſehr zufrieden fein; 
denn es unterliegt keinem Zweifel, daß dieſer Mann 
feine Pflichten als Bibliothekar im ftrengften Sinne des 
Wortes erfüllen wird. Die Stelle eines zweiten Cuſtos 
an der Stadt⸗Bibliothek iſt noch zu beſetzen. Es iſt zu 
wünſchen, daß dieſe gleichfalls einem Manne, der bereits 
wiſſenſchaftliche Verdienſte hat, und überdies befähigt iſt, 
ſolche noch im höheren Maße zu erwerben, zu Theil 
werden möge. 

— Herr Muſik⸗ Director L. Laade hat mit feiner 
Kapelle in Mewe ein Concert gegeben, welches dort ſehr 
beifällig aufgenommen worden iſt. 

Geſtern Nachmittag wurde aus der unverſchloſſenen 
Wohnung des Herrn Holzhändler Schulz (Laſtadie) ein 
Damen ⸗Plüſch⸗Mantel, wie man glaubt durch ein Frauer⸗ 
zimmer, welches ſich eingeſchlichen hatte, entwendet. 

In dem Grundſtücke Holzgaſſe Nr. 7 hatte ſich 
geſtern Nachmittags in einem Steigerohr der Ruß ent⸗ 
zündet und wurde unter Aufſicht derßeuerwehr ausgebrannt. 

— Aus Danzig, Stettin und Koblenz ſind Petitionen 
bei dem Abgeordnetenhauſe um Aufhebung der Feſtungs⸗ 
rayongeſetze eingelaufen. 


Stadt⸗ Theater. 

Die geſtern für Frl. Krüger ftattgehabte Be⸗ 
nefiz⸗Vorſtellung war recht zahlreich beſucht; auch 
fand das für dieſelbe gewählte Stück: „Die Lady 
in Trauer“, ein Schauſpiel in fünf Abtheilungen 
von Trauen, den Beifall des Publicums, ſo daß man 
wohl mehrere Wiederholungen erwarten darf. Gegen 
den gewählten Stoff des Stückes und den Grund 
gedanken deſſelben ließe ſich freilich ein Einwand er⸗ 
heben; indeſſen iſt die dramatiſche Behandlung eine 
ſehr geſchickte, wie es denn auch nicht an ſpannenden 
und ergreifenden Situationen fehlt. Die Rollen ge⸗ 
hören dem größeren Theile nach zu den ſogenannten 
dankbaren. Die Titelrolle bietet der Darſtellerin im 
reichſten Maße Gelegenheit, auf die Zuſchauer er⸗ 
greifend zu wirken. Dieſe Gelegenheit wurde denn 
auch in der geſtrigen Darſtellung von der Inhaberin 
der ſelben, Frau Director Fiſcher, mit allen ihr zu 
Gebote ſtehenden Mitteln ergriffen. Die Wirkung, 
welche die Künſtlerin mit ihrer Leiſtung erzielte, war 
eine ſehr bedeutende. Die Rolle des Lord Windham 
hatte in Herrn v. Karger einen Vertreter, der Alles, 
was zu derſelben gehört, in vollem Maße beſitzt. 
Die beiden Rollen Sarah und Betti wurden durch 
das reizende Spiel der Damen Frl. Krüger und 
Frl. Rottmayer auf das Schönſte vorgeführt. 
Hr. Ubrich geſtaltete aus dem alten Lord Raleigh 
ein meiſterhaftes Bild und Hr. Droberg ſpielte 
den Arthur mit einer Gewandtheit, und Decenz, welche 
den gewiegten Künſtler in jedem Zuge erkennen 
ließen. Ein ſehr amüſantes und zugleich volksthüm⸗ 
liches Characterbild, welches den lebhaften Beifall 
des Publicums fand, lieferte Frau Hir ſch als 
Miſtreß Stounton. Gleichfalls gaben die Herren 
Varena und Grauert ihre Rollen (William und 
Handcap) mit Talent und Fleiß. Es 
freut uns, eine ſolche Anerkennung ausſprechen zu 
können, und wollen wir nur wünſchen, daß der Fleiß 
ſämmilicher Mitwirkenden durch eine Anzahl von 
Wiederholungen und eine ſich ſteigernde Theilnahme 
des Publikums belohnt werden möge. 


Die Jugend⸗Bibliothek 


von J. L. Preuss, Portechaiſengaſſe 3, ladet zum 
billigſten Abonnement ein. 


Handel und Gewerbe. 


Danzig, 27. Novbr. Das Wetter blieb milde, 
der Wind Weſt, und die Schiffahrt wird in der ganzen 
Oſtſee noch nirgend durch Eis behindert; wohl aber 
drohen ihr andere Gefahren. Die Pariſer Congreßfrage 
har vor der Schleswig⸗Holſteiniſchen vorläufig weichen 
müſſen, namentlich bei uns, da unſer Küſtenſtrich durch 


ſeine Lage wieder berufen ſein dürfte, ſtatt Prügeljunge 
die Haut zu Markte zu tragen, während Mittel⸗ und 
Süddeutſchland für ſeine natienalen Sympathien nur 
ſchwunghafte Phraſen opfert, und ſehr billig den reichſten 
Beifall einerntet! In England ſtellt freilich die Jour ⸗ 
naliſtik einen deutſch⸗däniſchen Krieg als widerſinnig dar 
und hält es nicht für möglich, daß Preußen darauf ein» 
gehen werde, uns dagegen will derſelbe kaum abwendbar 
erſcheinen; den allgemeinen Kundgebungen für deutſche 
Ehre und deutſches Recht kann weder das preußiſche 
Miniſterium noch das Abgeordneten⸗Haus jein Ohr ver⸗ 
ſchließen. — Unſer Handel hat bei dieſen kriegeriſchen 
Ausſichten viel zu leiden. Die Beſſerung der engliſchen 
Maͤrkte, herbeigeführt durch ſchwächere Zufuhr, wird allein 
ſchon durch die hier in der Oſtſee gezahlten höheren 
Frachten aufgewogen; deutſche Schiffe gehen ohne Ver⸗ 
ſicherung gegen Kriegsgefahr nicht mehr in See und 
außerdem wollen Verlader ſie nicht einmal chartern, da 
nur neutrale Flagge feindliche Ladung deckt! Von ſolchen 
Schiffen iſt aber, ſelbſt zu theueren Frachten, nichts in 
der Nähe zu haben und auf weit ausſehende Dinge wollen, 
aus Furcht vor einer möglichen Blockade, ſich weder Ver 
noch Befrachter einlaſſen. — Unſer Marktverkehr in 
Getreide beſchränkt ſich alſo immer nur auf das, was in 
den nächſten Tagen Verwendung finden ſoll, und ſo iſt 
es denn in der letzten Woche an einigen Tagen zu einem 
Umſatze von 3 bis 500 Laſt gekommen, während an ande⸗ 
ren der Verlauf des Geſchäftes ganz außerordentlich ftill 
war. Im Ganzen find indeſſen 1500 Laſt Weizen 
gehandelt und Preiſe blieben ziemlich unverändert; nur 
in den letzten Tagen trat nothgedrungen eine flauere 
Stimmung ein, die ſelbſtverſtändlich bei fortdauerndem 
Schiffsmangel uns billigere Preiſe entgegenführen wird. 
Geſtern ſchon war es ſchwer, bunten Weizen ſelbſt fl. 10 
billiger abzuſetzen, und vieles der Zufuhr blieb bis zum 
Schluß des Marktes unbegeben. Roggen matt; dieſer 
Artikel hat aber auch nach Deutſchland hin ſein gutes 
Debouché, und wurde deshalb durch die politiſchen Ver⸗ 
wickelungen weniger affizirt. 750 Laſt Umſatz, alter Roggen 
iſt bis auf fl. 225, 230 geſunken, friſcher 126pfd. zuletzt 
mit fl. 240 pr. 81 pfd. bezahlt. Gerſte und Erbſen 
ohne Veränderung, geringe Zufuhr. Spiritus war 
bereits bis Thlr. 13 herunter, nachber befeſtigte ſich der 
Werth wieder und mehrere hundert Obm find zu 
Thlr. 134 pr. 8000 % n. Tr. auf ſucceſſive Lieferung 
während der Wintermonate abgegeben. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


26 4 343,74 5,3 Nördl. flau, bew. Himmel. 
27 8 345,84 1.8 SO. do. do. 
121 345,73 2,8 Oſt. mäßig, do. 


Schiffs-Napport aus Neufahrwaſſer. 
Angekommen am 26. November: 
Hawling, Dampfi. Oſſian, v. Leith, m. Roheiſen u. 
Heeringen. Ziemke, Dampfſ. Stolp, v. Stettin, m. Gütern. 
Retournirt: Hagſtröm, Forſöget. 
Geſegelt: 3 Schiffe m. Getreide. 
Geſegelt am 27. November, 
25 Schiffe; davon 13 Schiffe mit Getreide, 9 Schiffe 
m. Holz, 1 Schiff mit Holz u. Bier u. 2 Schiffe m. Ball. 
Wiedergeſegelt: de Vries, Jacoba Geſina; W. Cowie, 
Brothers; Meyen, Robert; u. Clauſen, Activ. 
Ankommend: 1 Brigg u. 2 Schooner. 
Wind: SSD. 


Oeſchloſſene Schiffs-Frachten vom 26. No vember. 

London 5 s. 6 d. u. 6 s., Hartlepool 4 8. 6 d. und 
Firth of Forth 5. 3 d. pr. Ort. Weizen, od. Chriſtian - 
fand 4 s. 6 d. pr. Drt. Roggen. Chriſtianſand oder 
Laurvig 18 . Hbg. Beo. pr. Tonne Roggen. 


Börfen-Verkünfe zu Danzig am 27. November. 

Weizen, 160 Laſt, 132.33, 133pfd. fl. 440; 131.32 pfd. 
fl. 430; 132, 132. 33 pfd. fl. 420; 132pfd. fl. 415; 
128. 20pfd. fl. 375, 380, 400; 129. 30pfd. fl. 400; 
126pfd. fl. 380; 118pfd. fl. 330 Alles pr. 85pfd. 

Roggen, 125pfd. fl. 237; 126.27 pfd. fl. 240 pr. 813 
reſp. 125pfd. 

Gerſte, große, 116. 17pfd. fl. 231. 

Erbſen, weiße, fl. 260. 


Angekommene Fremde. 
Im Engliſchen Hauſe: 
Rittergutsbeſ. Bethe a. Koliebfen. Die Gutsbeſitzer 
v. Zielinski, v. Jaszinski u. v. Jaszwinski a. Warſchau. 
Oberſchulz Claaſſen a. Stegnerwerder. Prediger Ulich 
vom Schiff Niobe. Kaufm. Metz a. Caſſel. 
Hotel de Berlin 
Gutsbeſ. Heyne a. Feigenau. Die Kaufl. Müller 
a. Altenkunſtadt, Falk u. Petersdorf a. Berlin. Partikulier 


Meller a. Een > Its Hotel 
alter's Hotel: 


Adminiſtrator Wienholtz a. Liebenthal. Partikulier 
Mixius u. Fabrikant Brauer a. Berlin. Die Kaufleute 


Berliner Börfe vom 26. November 1863. 


Fatzſer a. Berlin, Rieſemann g. Marienburg, Sahlmann 
a. Fürth u. Kuhler a. Remſcheid. Rittergütsdef. Heyer 
n. Gattin a. Goſchin. 

Hotel d' Oliva: 

Rittergutsbeſ. Krauſe a. Gr. Parken. Die Kaufl. 
Reimann a. Warſchau u. Müller a. Bütow. Pfarrer 
Hentſchel a. Zuckau. Cand. theol. Hagen a. Königsberg. 
Oekonom Müller a. Gorczin. 

Hotel de Thorn: 

Kreſs⸗Gerichts-Rath Ulrici a. Dirſchau. Die Guts⸗ 
beſitzer Weſſel a. Stüblau u. Mix a. Kriefkohl. Pract. 
Arzt Dr. Huldwich a. Breslau. Rentier Holling aut 
Königsberg. Die Kaufl. Scherz a. Berlin, Göndler aus 
Poſen, Hartung a. Rheydt u. Krammer a. Remſcheid. 

Hotel de St. Petersburg: 

Maurermeiſter Bauſchatt a. Berlin. Landwirth 
Kallmgun a. Königsberg i. Pr. Gutsbei. Feinholz aus 
Landsberg a. W. Kaufm. Richter a. Bremen. Fabrikant 
Barmeiſter a. Hannover. 


— 

Stadt- Theater zu Danzig. 

Sonntag, den 29. Novbr. (Abonnement suspendu. 
Das Turnier zu Kronſtein. Romant ſches 
Ritterluſtſpiel in 5 Akten von Holbein. Hierauf zum 
erſten Male wiederbolt: Die böſe Nachbarin, 
oder: Das war ich. Operette in 1 Akt nach dem 
gleichnamigen beliebten Luſtſpiele von Hut. Ein⸗ 
gerichtet und in Muſik geſetzt von J. C. Klerr. 


Rathswein Keller- 


Freitag, den 27. November c.: 


AOS VONUBHRY 


von der Capelle des Hrn. Muſikdirector Laade: 
Anfang 7½ Uhr. Entree 2½ Sgr. 


da ſich in dem geſtrigen Abdrucke nad 
ſtehenden Inſerates ein ſinnentſtellender Druckfehler 
eingeſchlichen hat, fo erfolgt die berichtigte noch“ 
malige Aufnahme: 
Do ſehr verbreitete Gerücht über das Vorkommen 
der Trichinen im Schweinefleiſch, ſtört das 
Publikum im Genuß des Fleiſches und der daraus 
bereiteten Speiſen. Möge es daher zur Beruhigun 
Aller dienen, daß hier ſowohl wie auch in ganz 
Weſt⸗ und Oſtpreußen, ſoviel mir bekannt, me 
keine Trichinen gefunden ſind, auch keine Erkrankung 
durch Schweinefleiſch vorgekommen und nur durch 
übereilten vielen Anzeigen das Publikum ohne Grun 
in zu große Beſorgniß verſetzt worden iſt. 
Danzig, Klinsmann 
den 24. November 1863. 


Dr. med. 
— 
Große Rügenwalder Spickgänſe, 
Sülz und geräucherte Keulen empfiehlt 
C. W. H. Schubert, Hundegaſſe 15 


—ꝓ—·˙ ̃ Rm ²˙t?Nͥ—¶ EEE NEE LEE ——— 
= Am branfenden Waſſer Nr. 2 

find mehrere kleine Wohnungen zu vermiethen 

und wenn auch ſogleich zu beziehen. 2 5 


Friſche Auſtern ZI 
im RNathskeller. ZI 


—r:. ——. — 
Verpachtung. 

Mehrere Wirthſchaften mit 1½ bis 2 Hufen 
Acker⸗ und Wieſenland nebſt Gebäuden ſollen vol 
Frühjahre ab auf mehrere Jahre verpachtet werden 
Pachtluſtige können ſich melden bei 


Arnold in Oſterwick. 


Restitutions - Fluide 


von 
Herren Gebr. Au 2 in Wrietzen a. O., 
anerkannt beſtes Mittel bei Lahmheiten der Pferde 
und Rinder, welche in Rheumatismus, n 
Verſtauchung, übermäßiger Dehnung der Gelenk⸗ 
Bänder, kurz in Lauf oder Zug ihre Urſache finden, 
empfiehlt die Hauptniederlage für Danzig 


Alfred Schröter, Langenmarkt 18. 


— 


Penſions⸗ Quittun 


find zu haben bei Edwin Groen 


Pf. Ir. 8, PH. Ir. Gld. 3f. Fr. Sie- 
Dr. Jrewilig Anleihe. 44 99 ds Ofipreufifde Pfandbriefe. 185] 82 81“ | Danziger Privatb anf T Br — 
. v. 1859. 51034102 4 5 de. N 1 FAönigsberger Privatbank ggg + 100 551 
Staats- Anleihen v. 1854, 55, 57 4 9998 pommersche do. ... f 86 — Pomm erſche Nentenbrieſfe 1 — 995 
do, u. 1859. 44 99 98 bo. do. · 9 . 4498 97 Poſe nſche do. „ er 
do. v. 1856 4 99 987 po ſenſche do. 9 . 4 — pPreußiſche do. . — 10 
do. v. 1850, 1852 4 |: 954 | 94 do. 177 nennen. 31 — — Preußiſche Bank-Antheil-Sheine ,... 4120 112 
do. . 156 „ „ 8884 de. neue do. nenne. 4 90 Oeſterreich. Metalligues . 5 63, 6 
do. v. 1862. 4 957 94 weſtpreußiſche de. e do. National-Anleihe ...151 08 71 
Itaats-Schuldſch eine . 3 877 86f dv. vs. LH PCR EN I I do. Praͤmien- Anleihe 4 | 75 10 
Peämien- Anleihe v. 1855. 31 1204 1195 do. do. neue 40 — uuſſ.-Polniſche Schah- Obligationen 4715 7 


Verantwortliche Redaktion, Druck und Verlag von 


Edwin Groening in Danzig. 


